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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


betr. Gesetz über die weitere Finanzierung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden und des Bundesfernstraßenbaus 
(Verkehrsfinanzgesetz 1971) 

hier: Entschließung des Deutschen Bundestages zur Frage der 
Zahlungsfristen im Mineralölhandei 


Schreiben des Bundesministers der Finanzen vom 16. Oktober 
1973 - III A 1 - V 8040 - 6/73: 

Der VI. Deutsche Bundestag hat in der 174, Sitzung vom 1. März 
1972 beschlossen (Antrag des Finanzausschusses in der Druck- 
sache VI/3110): 

„Die Bundesregierung wird ersucht, entsprechend der im Jah- 
reswirtschaftsbericht 1971 enthaltenen Ankündigung inner- 
halb eines Jahres anhand repräsentativer Fälle zu prüfen, 

1. innerhalb welcher durchschnittlichen Zeitspanne einerseits 
die mittelständischen Mineralölunternehmen und anderer- 
seits die großen Mineralölfirmen die Mineralölsteuerbe- 
lastung auf ihre Abnehmer im Jahre 1971 abgewälzt 
haben, 

2. welche durchschnittlichen Zahlungsziele die mittelstän- 
dischen Mineralölunternehmen und die großen Mineral- 
ölfirmen im Jahre 1971 gewährt haben, 

3. ob die mittelständischen Mineralölunternehmen durch die 
Erhöhung der Mineralölsteuer einer unvermeidlichen zu- 
sätzlichen Liquiditätseinbuße und damit einer Verschlech- 
terung ihrer Wettbewerbsbedingungen ausgesetzt worden 
sind. 

Dabei soll auch die speziell im Monat Dezember eines 
jeden Jahres durch die besondere Fälligkeitsregelung für 
im November entstehende Mineralölsteuerschulden (§ 6 
Abs. 1 Nr. 3 Mineralölsteuergesetz) bedingte besondere 
Situation untersucht werden. 

Die Bundesregierung wird ferner ersucht, mit dem Prü- 
fungsergebnis auch eine Übersicht vorzulegen, ob, in wel- 
chem Umfang und unter welchen Bedingungen in den Mit- 
gliedstaaten der EWG Zahlungsfristen gelten und ob, so- 
wie unter welchen Bedingungen dort von Sicherheitslei- 
stungen für Mineralölsteuerschulden abgesehen wird." 
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Zu dem Beschluß teile ich entsprechend dem Wunsch der Ver- 
treter der Bundestagsfraktionen in der Sitzung des Ältesten- 
rates vom 21. September 1972, die Aufträge des VI. Deutschen 
Bundestages weiterhin auszuführen, namens der Bundesregie- 
rung folgendes mit: 

1. Zu 1. und 2. 

Für das Jahr 1971 wurden die Zahlungsmodalitäten bei 36 
mittelständischen und bei acht großen Mineralölfirmen unter- 
sucht. Die Vorlage des Berichts hat sich wegen Schwierig- 
keiten bei der Auswahl der mittelständischen Firmen ver- 
zögert. 

Die gleichen Erhebungen wurden - soweit möglich - auch 
für das Jahr 1972 angestellt, um Tendenzen zu erkennen. 

Das Ergebnis beider Untersuchungen ist in der Anlage dar- 
gestellt. Bezugsgrößen für die Durchschnittsrechnung ist die 
gezahlte Mineralölsteuer. 

Im einzelnen ergibt sich folgendes: 

Bei einer gesetzlichen Zahlungsfrist von durchschnittlich 55 
Tagen wurde im Jahre 1971 die Mineralölsteuer als Preis- 
bestandteil in einer Zeitspanne von durchschnittlich 43,6 
Tagen (5,1 Tage Lager- und 38,5 Tage Kreditdauer) von mit- 
telständischen Unternehmen als Steuerschuldnern (Gesamt- 
rechnung A, Spalten 7, 8, 9) und 

50,6 Tagen (12,9 Tage Lager- und 37,7 Tage Kreditdauer) von 
großen Mineralölfirmen als Steuerschuldnern (Großunter- 
nehmen, Spalten 7, 8, 9) 

auf die Abnehmer abgewälzt. Die Differenz beruht darauf, 
daß bei den Großunternehmen versteuerte Mineralöle durch- 
schnittlich 7,8 Tage länger versteuert im Bereich des Steuer- 
schuldners lagern als bei den mittelständischen Unterneh- 
men (Spalte 8). Die durchschnittliche Kreditdauer war bei 
beiden Unternehmensgruppen nahezu gleich (38,5 Tage bei 
mittelständischen, 37,7 Tage bei großen Mineralölunterneh- 
men - Spalte 9). 

Im Jahre 1971 haben 

mittelständische Mineralölfirmen durchschnittlich 22, 1 
Tage und 

große Mineralölunternehmen durchschnittlich 30,2 Tage 
Zahlungsziel eingeräumt. Die Differenz zwischen eingeräum- 
ter (Spalte 5) und von Kunden tatsächlich in Anspruch ge- 
nommener Kreditdauer (Spalte 9) hat 

bei mittelständischen Mineralölfirmen durchschnittlich 
16,4 Tage, 

bei großen Mineralölunternehmen durchschnittlich 7,5 
Tage 
betragen. 

Die Tatsache, daß bei Großunternehmen Kunden das durch- 
schnittlich gewährte Zahlungsziel um 8,9 Tage weniger über- 
schritten haben als bei mittelständischen Unternehmen, ist 
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auf die straffe Organisationsform der Großunternehmen und 
deren mit Hilfe von Datenverarbeitungsanlagen rationell 
gestaltetes Rechnungswesen zurückzuführen. 

Im Jahre 1972 haben sich bei den mittelständischen Unter- 
nehmen - bei den Großunternehmen hat im Erhebungszeit- 
punkt aussagefähiges und auswertbares Zahlenmaterial noch 
nicht Vorgelegen - gegenüber 1971 keine wesentlichen Ände- 
rungen ergeben (Gesamtrechnung A, Spalten 12 bis 16). 

2. Zu 3. 

Die durchschnittlich von Kunden der mittelständischen Un- 
ternehmen in Anspruch genommene Kreditdauer hat sich 
1972 gegenüber 1971 nur um 0,8 Tage verlängert (Spalten 9 
und 16). Diese Zunahme der Kreditdauer, die vielfältige Ur- 
sachen haben dürfte und mit Sicherheit nicht etwa allein auf 
die damalige Steuererhöhung zurückgeführt werden kann, 
ist auf jeden Fall so gering, daß sie für den zu untersuchen- 
den Zusammenhang (Liquidität) vernachlässigt werden kann. 
Die gleichzeitige Zunahme der Lagerdauer um 1,1 Tage ist 
allein auf Änderungen bei der Vorratshaltung durchzufüh- 
ren. Danach sind die mittelständischen Mineralölunterneh- 
men durch die Erhöhung der Mineralölsteuer zum 1. März 
1972 keiner unvermeidlichen zusätzlichen Liquiditätsein- 
buße ausgesetzt worden. In diesem Zusammenhang ist von 
Interesse, daß die Unternehmen auch 1972 die - erhöhte - 
Mineralölsteuer im Durchschnitt bereits nach 45,5 Tagen 
(Spalte 14) von ihren Kunden vereinnahmt haben, sie jedoch 
erst nach 55 Tagen abzuführen brauchten, so daß ihnen der 
erhöhte Mineralölsteuerbetrag noch durchschnittlich 9,5 Tage 
zur Verfügung stand. 

Eine - allerdings kaum merkliche - Beeinträchtigung der 
Wettbewerbsbedingungen konnte sich aufgrund der Steuer- 
erhöhung in den Fällen ergeben, in denen bereits versteuerte 
Ware (Handel zwischen Nichtsteuerschuldnern) im Rahmen 
eines vom Lieferer oder von den Kreditgebern des Beziehers 
eingeräumten und der Steuererhöhung nicht angepaßten 
Kreditvolumens bezogen wurde. In derartigen Fällen ent- 
stehen erhöhte Kreditkosten, da die Steuererhöhung eine 
ggf. vorzeitige Ausschöpfung des bisherigen Kreditvolu- 
mens und damit die Notwendigkeit einer Erhöhung bewirkte. 

3. Die Auswirkungen der besonderen Fälligkeitsregelung für 
im November eines jeden Jahres entstehende Mineralöl- 
steuerschulden (§ 6 Abs. 1 Satz 3 des Mineralölsteuergeset- 
zes) sind bei 36 mittelständischen Mineralölunternehmen 
für die Jahre 1970, 1971 und 1972 untersucht worden. Nach 
dem Ergebnis hat diese Regelung im wesentlichen ebenfalls 
zu keinen Liquiditätsengpässen geführt. Im allgemeinen ist 
ihr durch vorsorgliche Finanzdisposition und durch Anfor- 
derung zeitiger Zahlungen bei den Kunden begegnet worden. 
Gelegentlich wurden Lieferrechnungen von Großunterneh- 
men erst mit einigen Tagen Verspätung bezahlt. Nur sechs 
der untersuchten Unternehmen mußten wegen schleppenden 
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Zahlungseingangs von ihren Kunden gelegentlich kurzfri- 
stige Kredite zur Zahlung der Novembersteuerschulden in 
Anspruch nehmen. 

4. Eine verbindliche Übersicht über Umfang und Bedingungen 
hinsichtlich der Zahlungsfristen in den übrigen Mitglied- 
staaten der EWG kann z. Z. noch nicht vorgelegt werden. 
Eine im Rahmen der Arbeitsgruppe Steuerharmonisierung 
über die Kommission der Europäischen Gemeinschaften ge- 
leitete Anfrage bei den anderen Mitgliedstaaten wurde bis- 
her offiziell nur von Belgien, Luxemburg und Italien beant- 
wortet. Aus den vorliegenden Antworten und inoffiziellen 
Äußerungen anderer Mitgliedstaaten ergibt sich - vorläu- 
fig und vorbehaltlich weiterer Ermittlungen im Rahmen der 
Arbeitsgruppe Steuerharmonisierung bei der Kommission 
der EG - folgendes: 

Niederlande: - Zahlungsfrist im allgemeinen durch- 
schnittlich 22 Tage; bei Unternehmen, 

die der sog. „administrative controle" 

unterliegen, durchschnittlich 30 Tage, je- 
weils ohne Verzinsung und Sicherheits- 
leistung; 

Belgien: - Zahlungsfrist ohne Sicherheitsleistung 

und Verzinsung durchschnittlich acht 
Tage; 

- Zahlungsaufschub um weitere sieben 
Tage (eine Woche) ohne Verzinsung, 
jedoch nur bei ausreichender Sicherheits- 
leistung möglich (Sicherheit in voller 
Höhe der aufgeschobenen Steuerschuld 
im allgemeinen in Form einer Bürgschaft 
von Banken, Versicherungsgesellschaf- 
ten, kaufmännischen Genossenschaften 
oder Fachverbänden, bei den beiden 
letztgenannten vorausgesetzt, daß sie 
über ausreichende Mittel verfügen) ; 

Luxemburg: - wie Belgien; 

Italien: - Entrichtung der Steuer in der Regel vor 

dem Verlassen des - nach deutschem 
Recht dem Steuerlager entsprechenden - 
Lagers; 

- Stundung der Steuer ist möglich für 90 
Tage gegen Sicherheit und Verzinsung 
(letztere vom 31. Tag an); 

Frankreich: - Zahlungsfrist durchschnittlich 34 bis ma- 

ximal durchschnittlich 45 Tage (je nach 
Dauer des Anmeldezeitraums) ohne we- 
sentliche Sicherheitsleistungen und ohne 
Verzinsung; 

- Zahlungsaufschub um weitere vier Mo- 
nate gegen Sicherheitsleistung in voller 
Höhe der Steuerschulden (i. allg. durch 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkS3Ch0 7/1104 


Bürgschaft) und Verzinsung (von dieser 
Möglichkeit wird jedoch wegen der ho- 
hen Belastung - 7,5 Vo Zinsen p. a. An- 
fang 1973 und mindestens 3,5 Vo p. a. 
Avalprovision - in der Praxis kein Ge- 
brauch gemacht) ; 

Großbritannien: - keine Zahlungsfristen (Steuererhöhun- 
gen sind unangekündigt über das Wo- 

chenende möglich; kein Bedürfnis für 
Nachsteuern); 

Irland: - wie Großbritannien; 

Dänemark: - Zahlungsfrist durchschnittlich 45 Tage 

ohne Zinsen und Sicherheitsleistung, 

Die angegebenen Zahlungsfristen umfassen jeweils die Hälf- 
te des in den einzelnen Ländern vorgesehenen Anmeldezeit- 
raums sowie die gesamte sich an den Anmeldezeitraum an- 
schließende Zeitdauer bis zur Fälligkeit der Steuer. 

Bei einem Vergleich dieser gesetzlichen Zahlungsfristen un- 
tereinander und mit der zeitigen Zahlungsfrist von durch- 
schnittlich 55 Tagen in der Bundesrepublik ist zu berück- 
sichtigen, daß die Markt- und Wettbewerbsverhältnisse in 
den einzelnen Staaten sich an die langjährigen gesetzlichen 
Regelungen angepaßt haben und deshalb ebenso wie die 
Vertriebswege und -bedingungen außerordentlich unter- 
schiedlich sind. Änderungen der Zahlungsfristen mit dem 
Ziel einer Angleichung innerhalb der EWG würden zu erheb- 
lichen Veränderungen des Marktgefüges und der Wettbe- 
werbsverhältnisse in den einzelnen Staaten führen, dies ohne 
zwingende Notwendigkeit, da Unterschiede in den Zahlungs- 
fristen zwischen den Mitgliedsländern sich wohl nicht sehr 
auf den Wettbewerb innerhalb der Gemeinschaft auswirken 
werden. Insoweit wird es allerdings erheblich auf die Auf- 
fassungen der anderen Mitgliedsländer ankommen. Die 
Kommission der EG hat in ihrem Vorschlag einer Richtlinie 
zur Harmonisierung der Strukturen der Mineralölsteuern 
eine maximale Zahlungsfrist von 60 Tagen vorgesehen. 
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Anlage 


I 


Zahlungsfristen im Mineralölhandel 


lfd. 
Nr. ' 

jührlidies Mineralöl- 
slcHK'ra ul kommen 
der Unter nehmt'U 

Mio DM 1 

Anzaltl 1 
der ' 

Unter- i 
nehmem , 

Minoralöl- 
s teile i - 
aiifkom men 
dieser Unlei- 
nohnien 
(Spalte 3) 

DM 

durch- 
sduütt- 
j lieh ge- 
■ wührlet 
|Zahlung: 
1 ziel 

1 

(1) 

[2] 

(3) 

(4) 


1 

A. Mittelständische 
Unternehmen 




1. , 

bi.s 0.5 

2 ; 

708 000 

12,3 

2. [ 

mehr als 0,5 bis 1,0 

4 

3 006 000 

32,5 

3. i 

mehr als 1,0 bis 2,5 

7 ' 

9 588 000 

17,5 

4. i 

mehr als 2,5 bis 6,0 

8 I 

30 275 000 

28,5 


Zwischen rechnung 1. -- 4. 

21 ; 

43 577 000 

26,1 

5. ; 

mehr als 0,0 bis 10,0 

6 

50 408 000 

: 22,1 

6. j 

mehr als 10,0 bis 12,0 , 

1 

1 1 476 000 

' 26,0 


Zwischen rechnung 5. - 6. 

7 

61 884 000 

’ 22,8 


Zwischenrechnung 1.-6. 

28 

105 461 000 

. 24,1 

7. 

mehr als 12,0 bis 25,0 

5 

80 375 000 

34,8 

8. ^ 

mehr als 25,0 

3 

119 155 000 

' 11,7 

1 


Zwischenrechnung 7.-8. 

8 ; 

199 530 000 

20,4 

1 

Gesamtrechnung A 

36 ' 

304 991 000 

22,1 


B. Großunternehmen 






8 

5 378 689 000 

30,2 


1971 _ 

Zeitspanne vom Unbedingtwerden 
der SteiuMsduild bis /um 
Zahlungseingang vom Kunden Anzalil 



(lurch- 

1 davon (Spalte 7) 

j der 

von bis 

' schnitt- 

' Lager- 

Kredit- 

Untor- 

Tage 

. 1 i t h 

dauer 

dauer 

j nehmen 


Tage 

Tage 

Tage 

; 

(b) 


u 18 ) 

i (9) 

i (10) 


11,0 - 66,0 ^ 

43,4 

4,0 

39,4 

2 

37,2 - 49,0 : 

43,5 1 

0,5 : 

: 48,0 

2 

36,5 - 73,0 ^ 

50,8 1 

3,7 

1 47,1 ' 

6 

29,0 - 63,3 ’ 

j 

38,8 1 

1,7 

' 37.1 

1 1 

t) 

1 1,0 - 73,0 

41,8 

2,1 

39,7 

16 , 

26,0 44,5 

37,3 ' 

7,9 

' 29,4 : 

5 

57,0 

57,0 1 

14,0 

, 43,0 : 

; 2 

26,0 - 57,0 , 

41,0 

1 9,0 

32,0 

' 7 

11,0 - 73,0 

41,3 

1 6,2 

1 35,1 

: 23 

38,0 - 57,0 : 

45,8 1 

2,8 

43,0 . 

6 , 

35,0 - 57,0 ! 

44,1 1 

5,8 

! 38,3 1 

2 

35,0 - 57,0 

44,8 

4,6 

40,2 ' 

8 

11,0 - 73,0 

43,6 ' 

i 

5,1 

; 38,5 

31 

41,0 -112,0 

50,6 , 

12,9 

37,7 1 



1972 


MiiK'i aUd- 

du ich- ' 

Zeitspanne vom Unbediiuit wt 
den- Stt'uerschuld bi.s zum 

‘rden 

sleuer- 

aulkonniu'H 

.sduiilt- ' 
lieh ge- ' 

Zahlungseingang vi 

)m KinuU'n 

dic?ser Unlc'i- 

wührtc'.s 1 

dui ( li- 

cbivoii 

(Spalte 14) 

nehnion 

Zahlungs- ' 

von bis sdini tt- 

Lagt' 1 - 

Kic-dit- 

(Spalte 10) 

zitd i 

Tacie Och 

(biiie r 

dauer 

DM 

Tage 

Tage 

Tage 

Tilge 

(11) 

(17) 

(13) (14) 

(15) 

(10) 


478 000 i 

18,3 

. 11,0-46,7 

25,0 

5,3 

, 19,7 

1 733 000 ' 

19,7 

1 38,0 59,5 

49,1 

0,1 

49,0 

9 230 000 1 

25,1 

37,6 - 49,7 

46,4 

5,0 

41,4 

21 049 000 ’ 

26,0 

' 31,0-55,0 

39,9 

2,4 

37,5 

32 490 000 1 

25,5 

' 11,0-59,5 

42,0 

3,1 

' 38,9 

42 004 000 ! 

25,0 

' 20,0 47,0 1 

36,3 

4,3 

1 32,0 

21 304 000 ; 

19,8 

1 36,7-47,2 ' 

41,9 ’ 

10.0 

' 31,9 

63 308 000 

23,3 

: 20,0-47,2 

38,2 

6,2 

i 32,0 

95 798 000 

! 24,0 

11,0 59,5 

38,5 

5,1 

33,4 

87 610 000 

33,7 

j 35,5-57,0 

46,1 

4,1 

! 42,0 

78 029 000 

19,1 

' 47,0-55,0 ' 

52,3 

9,9 

' 42,4 

165 639 000 

26,8 

’ 35,5 57,0 

49,0 

6,8 

42,2 

261 437 000 

25.8 

1 11,0-59,5 1 

45,5 

' 6,2 

, 39,3 




- 
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Anmerkungen: '} Für Großunternelimen können für das Jahr 1972 keine Angaben gemacht werden, da z. Z. der Erhebung bei diesen Unlernehmen aussagefähiges Zahlenmaterial noch nicht vorgek'gen 

hat. Abweichungen von den Angaben für 1971 dürften sich jedoch allenfalls im gleichen Umfang wie bei mittelstandischen Unternehmen ergeben haben. 

-) Die Abweichungen gegenüber 1971 beruhen z. T. auf ümsatzsteigerungen einzelner Unternehmen, die eine Erfassung in anderen Aufkommonsgi tippen zur Folge haben, z, T. auch 
darauf, daß bei verschiedenen Unternehmen z. Z, der Erhebung aussagefähiges Zahlenmaterial für 1972 noch nicht Vorgelegen hat. 
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